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KURZ NOTIERT

Mutter getötet,
Tochter verdächtigt
KÖNIGSWINTER/BONN (dpa).

Nach der Entdeckung einer
getöteten Frau in einem abge-
schleppten Auto in Königs-
winter bei Bonn hat die tatver-
dächtige 22-jährige Tochter
den Ermittlern den Anlass des
gewalttätigen Streits genannt.
Demnach wollte eine 15 Jahre
alte Freundin bei der 22-Jähri-
gen übernachten, was die
Mutter aber abgelehnt habe,
sagte ein Sprecher der Staats-
anwaltschaft Bonn. Daraufhin
habe sich ein gewalttätiger
Streit entwickelt. Nach Anga-
ben der Polizei wurde das 48
Jahre alte Opfer erwürgt oder
erstickt.

77-Jähriger stirbt
nach Explosion

ISSUM (dpa). Nach einer Ex-
plosion auf seinem Grund-
stück in Issum am Nieder-
rhein ist ein 77 Jahre alter
Mann an seinen schweren
Verletzungen gestorben. Das
teilte die Polizei in Kleve am
Donnerstag mit. Der Mann
hatte am Vortag im Gewächs-
haus auf dem Gelände mit
Gasflaschen hantiert, als es zu
einer Verpuffung kam und das
Gas sich entzündete. Der 77-
Jährige erlitt lebensgefährli-
che Brandverletzungen und
wurde mit einem Hubschrau-
ber in eine Spezialklinik geflo-
gen.

Malaysia
unter Wasser

KUALA LUMPUR (dpa). Nach
wochenlangen Regenfällen
stehen Teile Malaysias unter
Wasser. Bis Donnerstag stieg
die Zahl der Menschen, die
aus ihren Häusern fliehen
mussten, auf mehr als 36000,
wie das Sozialministerium in
dem südostasiatischen Land
mitteilte. Viele Straßen waren
völlig überflutet und nur noch
mit Booten befahrbar. Die Me-
teorologiebehörde sagte weite-
re Niederschläge in den kom-
menden Tagen voraus.

Corona-Partymeute
errichtet Barrikade
NESSELWANG (dpa). Mit Hil-

fe eines Motorschlittens hat
die Polizei im Allgäu eine ille-
gale Hütten-Party mit mehr als
20 Gästen aufgelöst. Spazier-
gängern sei die Feier in Nes-
selwang im Landkreis Ostall-
gäu wegen der lauten Musik
mit wummernden Bässen auf-
gefallen, teilte die Polizei mit.
Als die Beamten die Party auf-
lösen wollten, stießen sie auf
ein Hindernis: Die Partygäste
blockierten die Zufahrtsstraße
zur Hütte mit einem Auto. Die
Beamten fuhren darauf mit
einem Motorschlitten zur
Hütte. Die Partygäste ver-
steckten sich jedoch im Wald.
Trotzdem ermittelten die
Beamten nach eigenen Anga-
ben mehr als 20 Gäste.

Verwirrte gibt sich
als Hebamme aus
SCHWANDORF (dpa). Eine

Frau ist in der Oberpfalz in ein
Krankenhaus eingedrungen
und hat sich als Hebamme
ausgegeben. Dabei gelang es
der 29-Jährigen, ein Neugebo-
renes aus der Säuglingsstation
zu holen. Sie habe ein mobi-
les Bettchen mit einem Kind
mitgenommen und sich damit
einige Minuten im Kranken-
haus umherbewegt. Mitarbei-
ter stellten sie zur Rede, dabei
habe die Frau verwirrt ge-
wirkt. Das Baby blieb unver-
sehrt. Die Frau habe nicht den
Eindruck gemacht, als habe
sie die Klinik mit dem Kind
verlassen wollen.

„Waldläufer“
ist schuldfähig
OFFENBURG (dpa). Der als

„Waldläufer von Oppenau“ be-
kannt gewordene Yves R. ist
laut einem vorläufigen psychiat-
rischen Gutachten schuldfähig.
Die Einschätzung laute, dass
bislang keine Anhaltspunkte für
eine aufgehobene oder vermin-
derte Schuldfähigkeit bestün-
den, sagte ein Sprecher der Of-
fenburger Staatsanwaltschaft.
Yves R. soll am 12. Juli 2020 bei
einer Kontrolle in einer illegal
von ihm genutzten Gartenhütte
im Schwarzwald vier Polizisten
gezwungen haben, die Dienst-
pistolen abzulegen. Anschlie-
ßend floh er bewaffnet. Ein
Großaufgebot der Polizei such-
te tagelang nach ihm. Am 17.
Juli wurde er in einem Wald
festgenommen und sitzt seit-
dem in Untersuchungshaft.

OPPENHEIM. Dürfen Men-
schen, die gegen Corona ge-
impft sind, Sonderrechte ge-
nießen? Rechtlich spricht
nichts dagegen, sagt der in Op-
penheim lebende Jurist Lars
Leuschner. Er rät dem Staat
bei diesem heiklen Thema zur
Zurückhaltung.

Herr Professor Leuschner, was
halten Sie von Privilegien für
Menschen, die gegen Corona ge-
impft worden sind?
Der Begriff „Privilegien“ ver-

fälscht die Diskussion. Tat-
sächlich geht es darum, ob
man Geimpften Freiheiten zu-
rückgibt, die vor der Corona-
Krise selbstverständlich wa-
ren, oder ob man sie ihnen
vorenthält, nur weil diese Frei-
heiten für die nicht Geimpften
noch nicht wieder in Betracht
kommen. Um es mit einem –
zugegebenermaßen überspitz-
ten – Vergleich zu veranschau-
lichen: Man stelle sich eine
Geiselnahme vor, bei der der
Geiselnehmer bereit ist, einen
Teil der Geiseln freizulassen.
Sollte dann die Polizei diesen
Geiseln den Gang in die Frei-
heit mit dem Hinweis verweh-
ren, sie müssten aus Solidari-
tät mit den anderen Geiseln in
Geiselhaft bleiben?

Wenn wir nicht von Privilegien
sprechen, wovon reden wir denn
dann im juristischen Sinne?
Die entscheidende Frage ist,

ob es erlaubt ist, eine Differen-
zierung von Menschen auf
Grund ihres Impfstatus vorzu-
nehmen. Dabei ist wiederum
zu unterscheiden, ob wir vom
Staat sprechen oder einem pri-
vaten Unternehmen. Das
Gleichheitsgebot in Artikel 3
des Grundgesetzes gilt nur für
den Staat. Privaten sind Un-

gleichbehandlungen daher
prinzipiell nicht verboten.

Das bedeutet konkret?
Das bedeutet zum Beispiel,

dass der Betreiber eines
Nachtclubs Personen den Zu-
gang allein deshalb verwehren
kann, weil ihm deren Kleidung
oder Haarschnitt nicht gefal-
len. Das sind insoweit grund-
rechtliche Freiheiten, die der
Einzelne ausübt. Erst recht
dürfen Differenzierungen vor-
genommen werden, für die
wie im Fall des Impfstatus
sachliche Gründe vorliegen.
Verboten ist Privaten lediglich
die Differenzierung anhand
bestimmter, im allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetz auf-
gezählter Merkmale wie dem
Geschlecht, der Religion oder
Hautfarbe. Der Impfstatus ist
davon aber nicht erfasst. Da-
her wäre es rechtlich durchaus
zulässig, dass zum Beispiel
Fluglinien oder Konzertveran-
stalter je nach Impfstatus Dif-
ferenzierungen vornehmen.

Eine Airline darf also sagen:Wir
nehmen nur Menschen mit, die
geimpft sind? Oder ein Konzert-
veranstalter nur Besucher einlas-
sen, die geimpft sind? Oder ein
Fußballverband bestimmen: Nur
Geimpfte dürfen spielen?
Ja. Ausnahmen kommen al-

lenfalls in Betracht, wenn
Unternehmen oder Verbände
eine monopolartige Stellung
haben, da sie dann einer ge-
wissen Grundrechtsbindung
unterliegen. Auch hier wäre
eine Differenzierung anhand
des Impfstatus aber möglich,
sofern sie sachlich gerechtfer-
tigt ist.

Das heißt: Der Staat kann in die-
ser Frage gar nicht reinreden?
Denkbar ist, dass der Staat

die Rechtslage ändert, indem
er ein Gesetz verabschiedet,

wonach eine Differenzierung
anhand des Impfstatus unzu-
lässig ist. Ob das verfassungs-
gemäß wäre, erscheint mir
aber sehr fraglich. Das wäre
ein Eingriff in die Handlungs-
freiheit der Geimpften sowie
in die Berufsfreiheit der Ge-
werbetreibenden. Eine mögli-
che Spaltung der Gesellschaft
erscheint mir als Rechtferti-
gung fragwürdig und nicht
ausreichend. Tragen könnte
sie allenfalls übergangsweise
bis zu dem Zeitpunkt, in dem
alle ein Impfangebot erhalten
haben.

Jenseits der verfassungs-
rechtlichen Bedenken:
Wäre Ihrer Meinung
nach ein vorüber-
gehendes Verbot
der Differenzie-
rung anhand des
Impfstatus denn
zweckmäßig?
Nein. Zunächst

rechne ich nicht
damit, dass Unter-
nehmen innerhalb
der kurzen Zeit
von vielleicht
sechs Monaten,
bis sich alle imp-
fen lassen kön-
nen, überhaupt
von der Möglich-
keit, bestimmte
Leistungen nur
Geimpften anzu-
bieten, Gebrauch
machen würden.
Der Aufwand wäre zu groß,
das öffentliche Feedback unter
Umständen zu negativ. Und in
dem geringen Umfang, in dem
das vielleicht doch geschehen
würde, sollte das unsere Ge-
sellschaft verkraften. Wäre es
denn so schlimm, wenn ein
Café sein Kuchenbuffet nach-
mittags nur für die über 80-
jährigen Geimpften öffnet?
Wollen wir wirklich verlan-

gen, dass diese warten, bis im
Sommer auch alle 20- bis 30-
jährigen die Möglichkeit einer
Impfung hatten?

Ist die Debatte um Impfprivile-
gien eine „Phantomdebatte“
zum falschen Zeitpunkt, wie vie-
le Kritiker behaupten?
Nein, man muss diese Dis-

kussion führen und man muss
sie jetzt führen, auch wenn sie
unangenehm ist und die Poli-
tik ihr gern ausweichen möch-
te. Wollte man tatsächlich ge-
setzgeberisch tätig werden,
würde es höchste Zeit. Zudem
stellt sich die Frage nach der

Zulässigkeit einer ent-
sprechenden Diffe-

renzierung eben
auch schon
jetzt, wo noch
nicht alle ein
Impfangebot
haben. Ich ver-
weise auf das
Beispiel mit

dem Kuchenbuf-
fet für die geimpften

„Ü 80er“.

Wird mit Impfprivi-
legien nicht eine
Impfpflicht durch
die Hintertür ein-
geführt?
Meines Erach-

tens ist das eine
falsche Sichtwei-
se. Sie unterstellt,
dass der Staat
sich privater

Unternehmen bedient, um
„Impfdruck“ auf seine Bürger
auszuüben. Das aber wird
dem Umstand nicht gerecht,
dass die Unternehmen und
Bürger insoweit lediglich ihre
grundrechtlich verbürgten
Freiheiten ausüben würden.
Es geht nicht darum, Geimpf-
te zu belohnen oder nicht Ge-
impfte zu bestrafen, sondern
nur darum, jedem die Freiheit

zu gewähren, die unter dem
Gesichtspunkt des Infektions-
schutzes vertretbar ist. Etwas
kritischer mag man das sehen,
wenn der Staat konkrete An-
reize schaffen würde, dass Pri-
vate anhand des Impfstatus
differenzieren, zum Beispiel
wenn Restaurantbetreibern er-
laubt würde, auf die Abstands-
regel zu verzichten, sofern nur
Geimpfte bewirtet werden.
Rechtlich wäre aber auch das
unproblematisch, sofern es da-
für – was nahe liegt – epide-
miologische Gründe gibt.

Wird in anderen Ländern über
Impfprivilegien eigentlich auch
so leidenschaftlich diskutiert?
Interessanterweise nicht. In

anderen Ländern sieht man
das meist entspannter. In Is-
rael wirbt der Staat sogar aktiv
mit einem Impfausweis dafür,
Geimpften wieder Freiheiten
einzuräumen. Auch in Däne-
mark, den Niederlanden,
Großbritannien oder den USA
wird weniger diskutiert, ob
eine Differenzierung anhand
des Impfstatus erfolgen darf,
sondern darüber, wie man sei-
nen Impfstatus praktikabel
nachweist, etwa durch einen
digitalen Impfpass.

Befürworten Sie einen solchen
Impfnachweis?
Im Flugverkehr mit seinen

vielen unterschiedlichen Ein-
und Ausreisebestimmungen
wird darüber nachgedacht,
einen über die Landesgrenzen
geltenden Pass zu entwickeln,
der den Impfstatus ausweist.
Meines Erachtens sollte die
Politik das unterstützen, ha-
ben wir doch alle ein Interes-
se daran, dass ein Unterneh-
men wie die Lufthansa wieder
auf die Beine kommt.

Das Interview führte
Ulrich Gerecke.

Aufwecker

Jörg Kachelmann (62) ist ab
sofort wieder als Wetterexper-
te im Radio zu hören. Er prä-
sentiert nun immer freitags
um 7.10 Uhr das „Wetter zum
Wochenende“ bei Schlager
Radio B2. „Radio hat mir
schon immer sehr viel Spaß
gemacht“, sagte der TV-Mo-
derator („Riverboat“). „Umso
mehr freue ich mich, dass ich
wieder zurück bin vor dem
Mikrofon.“

Aufregerin

Greta Thunberg (18) fordert
Deutschland und weitere
wohlhabende Staaten auf,
beim Kampf gegen die Klima-
krise entschlossen voranzuge-
hen. „Unser Teil der Welt hat
sich im Pariser Klimaabkom-
men dazu verpflichtet, die
Richtung vorzugeben“, sagte
die schwedische Klimaaktivis-
tin. Die Europäische Union
hatte sich im Dezember auf ein
verschärftes Klimaziel geeinigt. Greta Thunberg

Aufrüttler

Komiker Sacha Baron Cohen
(49) hat sich aus politischen
Gründen verpflichtet gefühlt,
einen zweiten „Borat“-Film zu
drehen – um Missstände in
der US-Demokratie offenzule-
gen. „Ich fühlte, dass die De-
mokratie in Gefahr war, ich
fühlte, dass das Leben der
Menschen in Gefahr war, und
ich fühlte mich verpflichtet,
den Film zu beenden“, sagte
der britische Schauspieler. Sacha Baron Cohen
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Mehr tödliche
Haiangriffe
in Australien

SYDNEY (dpa). Ob Weiße
Haie, Tigerhaie, Bullenhaie und
Hammerhaie: Rund 180 Arten
der Raubfische leben in den
Gewässern Australiens. Die
Unterwasserräuber haben
einen Ruf als kaltblütige Killer.
Dennoch war die Gefahr, von
einem Hai getötet zu werden,
lange Zeit überraschend gering.
Fünf Jahrzehnte lang gab es auf
dem Fünften Kontinent durch-
schnittlich nur eine tödliche At-
tacke pro Jahr. 2019 verlor in
Down Under sogar kein einzi-
ger Surfer oder Schwimmer
durch einen Hai sein Leben.
2020 war das plötzlich anders.
Acht Menschen haben Angriffe
nicht überlebt. War das Pech
oder gibt es Grund zur Sorge?
„So viele Haibisse mit tödli-

chen Folgen haben wir in Aust-
ralien seit 1934 nicht mehr ge-
sehen“, sagt die Haiexpertin
Phoebe Meagher vom berühm-
ten Taronga Zoo in Sydney. Das
würde zwar viele Leute ver-
ängstigen, aber es gebe keinen
Grund, jetzt in Panik zu gera-
ten und hinter jedem Schatten
im Wasser einen Weißen Hai
zu vermuten. Denn was die
Zahl nicht provozierter Angrif-
fe betreffe, sei 2020 eher ein
durchschnittliches Jahr gewe-
sen. „Im letzten Jahrzehnt lag
die jährliche Zahl immer im Be-
reich zwischen 15 und 25“, so
Meagher. In diesem Jahr waren
es 20. Allerdings endeten mehr
Attacken tödlich. Forscher sa-
gen, es könne derzeit noch
nicht endgültig festgelegt wer-
den, ob die hohe Zahl von An-
griffen mit Todesfolge auf ein
verändertes Verhalten der Tie-
re zurückzuführen ist oder pu-
rer Zufall war.
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Lars Leuschner (49)
lehrt als Professor für
Rechtswissenschaften
an der Universität
Osnabrück. Der

im rheinhessischen
Oppenheim lebende
Jurist ist spezialisiert
auf Zivil-, Handels- und
Gesellschaftsrecht.
Foto: Erhardt GmbH

Vorsicht, Hai! Foto: dpa

INTERVIEW

„Privilegien?
Es geht um Freiheit!“

Jurist Lars Leuschner hält Sonderrechte für
Corona-Geimpfte für verfassungskonform


